Statuten des Vereines

„ MI – MieterInnen-Initiative für Mediation, Schulung und kostenlose Beratung zur Selbsthilfe und bei Problemen im Wohnrechtsbereich“

§ 1: Name, Sitz und Tätigkeitsbereiche des Vereines:

Der Verein führt den Namen: „ MI – MieterInnen-Initiative für Mediation, Schulung und kostenlose Beratung zur Selbsthilfe und bei Problemen im Wohnrechtsbereich“, Kurzbezeichnung: „MI-MieterInnen-Initiative“ und hat seinen Sitz in Wien. Die Tätigkeit erstreckt sich auf das gesamte Bundesgebiet der Republik Österreich. Zu diesem Zweck kann der Verein Zweigstellen ohne Rechtspersönlichkeit und ohne Vereinscharakter in den Bundesländern eröffnen. Ebenso kann er Zweigvereine mit eigener Rechtspersönlichkeit eröffnen. 

§ 2: Vereinszweck:

Der Verein, dessen Tätigkeit nicht auf Gewinn gerichtet ist, bezweckt:

· Organisierung, Unterstützung und Förderung kostenloser MieterInnen-Beratungen

· Aufbau eines Immobilien-Mediationszentrums

· Aufbau eines Rechtshilfefonds zur finanziellen Unterstützung einkommensschwacher MieterInnen

· Aufbau von Schulungskursen im Mietrecht

· Zusammenarbeit mit anderen wohn- und sozialpolitische orientierten Organisationen

· Zusammenarbeit mit MigrantInnen-Organisationen auf wohnrechtlichem Gebiet

· Eintreten für eine Wohnungspolitik, die zeitgemäßes, leistbares und gesichertes Wohnen zum Ausgangspunkt macht.

Die Tätigkeit des Vereins ist besonders darauf gerichtet auf wohnungspolitischem Gebiet zur materiellen und geistigen Unterstützung von Mieterinnen und Mietern in der Durchsetzung ihrer Rechte beizutragen. Diesem Ziel sollen die als Vereinszweck formulierten Aufgabenbereiche dienen.

§ 3: Mittel zur Erreichung des Vereinszwecks:

Der Vereinszweck wird durch folgende ideellen und durch nicht auf Gewinn gerichtete materielle Mittel angestrebt.

Als ideelle Mittel dienen: 

Die Organisierung von Diskussionsveranstaltungen, Schulungen, Herausgabe von Publikationen, Organisation von Festen, Informationsaktivitäten in der Öffentlichkeit, Symposien.

Die dafür erforderlichen materiellen Mittel werden wie folgt aufgebracht:

Durch monatliche oder jährliche Mitgliedsbeiträge, durch Spendenaktivitäten, durch Einnahmen aus Veranstaltungen und Publikationen, durch Beratungen und Schulungen für Betriebe und NGOs, sowie durch öffentliche Subventionen. 

Die Verwendung der an den Verein gehenden materiellen Mittel:

Von jedem Mitgliedsbeitrag sollen entsprechend der Ausbauphasen des Vereins bis zu 30%, mindestens jedoch 10% für den zu gründenden Rechtshilfefonds bereitgestellt werden.

§ 4: Vermögen des Vereins:

Dieses setzt sich aus den im § 3 genannten näher umschriebenen Mitteln zusammen. 

§ 5: Mitglieder des Vereins:

Die Mitglieder des Vereins können entweder ordentliche oder außerordentliche sein.

Ordentliche Mitglieder: 

des Vereines können physische und juristische Personen sein, die ohne Unterschied ihrer Staatsangehörigkeit und ihres Geschlechts den festgelegten Mindest-Mitgliedsbeitrag bezahlen und sich verpflichten, die Statuten und Beschlüsse des Vereins zu achten und aktiv zu unterstützen. Diese Personen nehmen an allen Rechten und Pflichten des Vereins teil. 

Außerordentliche Mitglieder:

Sind Mitglieder, die hauptsächlich durch Förderbeiträge den Verein materielle unterstützen. Diese Mitglieder können sowohl physische als auch juristische Personen sein.

§ 6: Aufnahme der Mitglieder:

Die Aufnahme von Mitgliedern erfolgt durch den Vereinsvorstand. 
Bis zur Entstehung des Vereins erfolgt die vorläufige Aufnahme von ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern durch die Proponenten des Vereines. Die ordentliche Mitgliedschaft erfolgt erst durch die rechtliche Wirksamkeit des Vereins.  

§ 7: Beendigung der Mitgliedschaft

Durch den Tod der physischen und Aufhören der Rechtspersönlichkeit der juristischen Person

Durch den freiwilligen Austritt, der dem Vorstand schriftlich, spätestens drei Monate vor Ablauf des Vereinsjahres, das mit dem Kalenderjahr zusammenfällt, anzuzeigen ist. Erfolgt die Anzeige verspätet, so ist sie erst mit dem Ablauf des nächsten folgenden Vereinsjahres wirksam.

Durch die Streichung, die dann vom Vorstand ohne Verständigung des Mitgliedes vorgenommen werden kann, wenn dieses trotz Mahnung mehr als drei Monate mit dem Mitgliedsbeitrag im Rückstand geblieben ist. Der Vorstand hat dann das Recht trotz Streichung den fälligen Betrag einzufordern.

Durch den Ausschluss, der vom Vorstand wegen vereinsschädigenden Verhaltens vorzunehmen ist. Die Mitteilung darüber erfolgt schriftlich. Der Ausschluss berechtigt weder zur Rückerstattung von Mitgliedsbeiträgen noch kann ein Anspruch auf das Vereinsvermögen erhoben werden. 

§ 8: Mitgliedsbeiträge

Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird von der Generalversammlung auf Vorschlag des Vorstandes festgesetzt. Der Vorstand ist berechtigt, den Mitgliedsbeitrag in begründeten Einzelfällen herabzusetzen. 

§ 9: Rechte der Mitglieder

Die ordentlichen Mitglieder besitzen das Stimmrecht in der Generalversammlung sowie das aktive und passive Wahlrecht. 

Alle ordentlichen und fördernden Mitglieder haben das Recht die Angebote des Vereins privilegiert zu  nutzen. 

Die Mitglieder erhalten eine schriftliche Ausfertigung der Statuten.

Mindestens drei Zehntel der Mitglieder kann vom Vorstand die Einberufung einer Generalversammlung verlangen.

Der Vorstand hat bei jeder Generalversammlung über die Tätigkeit und die finanzielle Gebarung des Vereins Rechenschaft zu legen.

§ 10: Pflichten der Mitglieder

Jedes ordentliche Mitglied ist verpflichtet, einen monatlichen/jährlichen Mitgliedsbeitrag zu bezahlen, sowie die Statuten und Beschlüsse des Vereins zu beachten. 

Zur aktiven Mitarbeit im Verein sind nur die ordentlichen Mitglieder verpflichtet. 

Sämtliche Mitglieder haben alles zu unterlassen, was dem Ansehen des Vereins in der Öffentlichkeit schaden könnte.

§ 11: Organe des Vereins:

Die Generalversammlung

Der Vereinsvorstand

Die Rechnungsprüfer

Das Schiedsgericht

§ 12: Generalversammlung (GV)

Die ordentliche Generalversammlung wird vom Vorstand einberufen und zwar mindestens einmal jährlich, sie findet binnen vier Wochen statt.

Eine außerordentliche Generalversammlung (aoGV) kann einberufen werden, sooft die Führung der Geschäfte dies erfordert, worüber der Vorstand beschließt. Sie muss einberufen werden, wenn dies von der ordentlichen GV beschlossen oder von mindestens drei Zehntel der ordentlichen Mitglieder des Vereins unter Angabe der Gründe schriftlich beantragt wird. Die aoGV ist spätestens vier Wochen ab dem Zeitpunkt des Beschlusses bzw. des Einlangens des schriftlichen Antrages einzuberufen. 

Sowohl bei ordentlichen als auch bei aoGVs ist eine Einberufungsfrist von mindestens 14 Tagen einzuhalten. Zeitpunkt, Versammlungsort, Beginn der Versammlung und die Tagesordnung sind gleichzeitig mit der Einladung bekanntzugeben. Für die Einberufung ist der Vorstand verantwortlich, sie kann schriftlich, per Telefax oder auch per e-mail erfolgen. Die ordentliche Mitglieder haben das Recht, Anträge für die GV zu stellen, jedoch müssen diese spätestens 8 Tage vor Abhaltung derselben beim Vorstand schriftlich eingereicht werden. Gültige Beschlüsse können nur zur Tagesordnung gefasst werden, ausgenommen über einen Antrag auf Einberufung einer außerordentlichen GV. 

Bei der GV sind alle Mitglieder teilnahmeberechtigt. Stimmberechtigt sind nur die ordentlichen Mitglieder. Die GV ist bei Anwesenheit von mindestens einem Drittel der ordentlichen Mitglieder beschlussfähig. Ist die GV zum festgesetzten Zeitpunkt nicht beschlussfähig, so findet eine halbe Stunde später eine GV mit derselben Tagesordnung statt, die ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder mit einfacher Mehrheit beschlussfähig ist.

Die Beschlüsse der GV erfolgen mit einfacher Mehrheit der angegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des/der Obmanns/Obfrau. 

Den Vorsitz in der GV führt der/die Vorsitzende, bei dessen/deren Verhinderung der / die Schriftführer/in, ansonsten das am längsten im Verein als Mitglied anwesende Vorstandsmitglied 

§ 13: Wirkungskreis der Generalversammlung

Die Entgegennahme des Rechenschaftsberichtes, des Berichtes über den Rechnungsabschluss und die Beschlussfassung darüber, sowie Beschlussfassung über den Voranschlag.

Wahl und Enthebung der Mitglieder des Vorstandes und der Rechnungsprüfer.

Entlastung des Vorstandes.

Beratung und Beschlussfassung über die vom Vorstand vorgelegten Anträge

Festsetzung der Mitgliedsbeiträge für ordentliche Mitglieder.

Mit 2/3 der abgegebenen Stimmen können Änderungen der Statuten sowie die Auflösung des Vereins beschlossen werden

§ 14: Der Vorstand

Der Vorstand besteht aus mindestens drei ordentlichen Mitgliedern und zwar dem/der Vorsitzenden, dem/der Schriftführer/in, dem/der Kassier/in. Angestrebt wird für alle drei Funktionen auch eine Vertretung, dies ist aber nicht verpflichtend. Der Vorstand wird von der Generalversammlung auf ein Jahr gewählt, wobei Wiederwahl möglich ist, und hat das Recht, bei Ausscheiden eines gewählten Mitgliedes an seine Stelle ein anderes wählbares Mitglied zu kooptieren. In diesem Fall muss die nachträgliche Genehmigung bei der nächstfolgenden GV eingeholt werden.

Beschlüsse des Vorstandes erfolgen mehrheitlich und nur unter der Voraussetzung, dass alle seine Mitglieder eingeladen wurden und mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend sind. Den Vorsitz führt der/die Obmann/Obfrau, bei deren/dessen Verhinderung der/die Schriftführer/in. Die Einberufung des Vorstandes erfolgt durch die/den Obfrau/Obmann, bei deren/dessen  Verhinderung durch die/den Schriftführer/in. Über begründetes Verlangen eines Vorstandsmitgliedes muss die Einberufung des Vorstandes binnen 8 Tagen jederzeit erfolgen. 

Außer durch den Tod und Ablauf der Funktionsperiode erlischt die Funktion des Vorstandes durch Enthebung oder durch Rücktritt.

§ 15: Wirkungskreis des Vorstandes

Der Vorstand ist das leitende Organ des Vereines und hat auch für die Abwicklung der Vereinsgeschäfte zu sorgen. Er hat folgende Angelegenheiten zu besorgen:

Information der Vereinsmitglieder über die Vereinstätigkeit, der Vereinsgebarung, die Voranschläge und den Rechnungsabschluss.

Verwaltung des Vereinsvermögnes

Einberufung der ordentlichen und außerordentlichen GV

Vorbereitung der Anträge für die GV

Obsorge für den Vollzug der von der GV gefassten Beschlüsse

Die Aufnahme, den Ausschluss oder die Streichung von ordentlichen und fördernden Mitgliedern, wobei seine Entscheidungen endgültig sind.

Aufnahme und Kündigung von Angestellten des Vereins.

Alle Entscheidungen, die nicht ausdrücklich der GV vorbehalten sind.

Der/die Obmann/Obfrau führt die laufenden Geschäfte mit Unterstützung des/der Schriftführer/in.

Der/die Obmann/Obfrau führ den Vorsitz in der Generalversammlung und im Vorstand.

Der/die Schriftführer/in führt die Protokolle der Generalversammlung und des Vorstands.

Der/die Kassier/in ist für die ordnungsgemäße Geldgebarung des Vereins verantwortlich.

§ 16: Vertretung des Vereins nach außen

Der/die Obmann/Obfrau vertritt den Verein nach außen. Schriftliche Ausfertigungen des Vereins bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Unterschriften des/der Obmanns/Obfrau und des/der Schriftführers/in, in Finanzangelegenheiten des/der Obmanns/Obfrau und des/der Kassiers/in. Rechtsgeschäfte zwischen Vorstandsmitgliedern und des Vereins bedürfen der Zustimmung eines anderen Vorstandsmitglieds.

§ 17: RechnungsprüferInnen

Zwei RechnungsprüferInnen werden von der GV auf ein Jahr gewählt. Sie müssen  ordentliche Mitglieder sein und dürfen nicht dem Vorstand angehören. 

Die RechnungsprüferInnen können an allen Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme teilnehmen. Sie können die Gebarung des Vorstandes jederzeit überprüfen und sind verpflichtet, über das Ergebnis der Überprüfung dem Vorstand zu berichten. Anlässlich der ordentlichen GV haben sie dieser einen Bericht ihrer Tätigkeit vorzulegen.

Rechtsgeschäft zwischen RechnungsPrüferInnen und Verein bedürfen der Genehmigung durch die Generalversammlung. 

§ 18: Schiedsgericht

In allen aus dem Vereinsverhältnis entstehenden Streitigkeiten entscheidet das Schiedsgericht, das aus drei Personen besteht. Das Schiedsgericht wird durch die Streitteile derart gebildet, dass sie jeweils ein ordentliches Mitglied namhaft machen. Diese wählen dann einen/eine Vorsitzende des Schiedsgerichtes aus der Zahl der ordentlichen Vereinsmitglieder. Die Entscheidungen des Schiedsgerichts gelten als vereinsintern endgültig und werden mit einfacher Mehrheit aller Schiedsrichter gefällt.

§19: Auflösung des Vereins:

Die Auflösung kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen außerordentlichen GV bei einer 2/3 Mehrheit aller abgegebenen Stimmen beschlossen werden. 

Im Falle der freiwilligen Auflösung hat die GV auch über die Verwertung des vorhandenen Vereinsvermögens zu beschließen, dies mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen.

Das Vereinsvermögen ist jedenfalls wiederum gemeinnützig zu verwenden.

Der letzte Vorstand hat in diesem Fall die Liquidierung des Vereins durchzuführen. 

